
Befreiung von den nachteiligen Folgen der Fristver­
säumung aufzuklären. Die Stellungnahme der Pförtner 
des Kreisgerichts ergibt nicht die Unrichtigkeit des 
Vorbringens. der Privatklägerin. Sie läßt den Schluß 
zu, daß am 2. Mai tatsächlich keine Sprechzeit war. 
Allein das spricht für, nicht gegen die Behauptung der 
Privatklägerin. Die Erklärung der beiden Angestell­
ten, sie hätten die Klägerin eintreten lassen, sofern sie 
durch Schriftstücke den drohenden Fristablauf nach­
gewiesen hätte, begründet ferner die Vermutung, daß 
die Angestellten die Privatklägerin von sich aus nicht 
befragt haben, ob-sie wegen der Wahrung einer Frist 
an diesem Tage vorsprechen müsse. Das Bezirksgericht 
hätte unter diesen Umständen nicht auf die von dem 
beschwerdeführenden Rechtsanwalt angebotene Ver­
nehmung der Privatklägerin verzichten dürfen, die 
eventuell im Wege der Rechtshilfe durch das Kreis­
gericht hätte erfolgen können. Daß dies geeignet ge­
wesen wäre, eine andere Entscheidung herbeizuführen, 
ergibt die zu einem späteren Zeitpunkt vom Kreis­
gericht erfolgte Gegenüberstellung der Privatklägerin 
mit dem Pförtner, als dessen Ergebnis der Richter des 
Kreisgerichts die Überzeugung erlangte, daß die Pri­
vatklägerin tatsächlich am 2. Mai 1957 versucht hat, 
die Klage einzureichen.

Da das Bezirksgericht somit nicht alles getan hat, 
was zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlich ge­
wesen wäre, war der Beschluß vom 13. Juli 1957 auf­
zuheben und die Sache an dasselbe Gericht zur noch­
maligen Entscheidung zurückzuverweisen.

Kommt das Bezirksgericht, nachdem es weitere Er­
mittlungen angestellt hat, zu dem Ergebnis, daß die 
Behauptung der Privatklägerin zutrifft, sie sei wäh­
rend der Dienststunden mit dem Hinweis, daß jetzt 
keine Sprechstunde sei, davon abgehalten worden, ihre 
Privatklage anzubringen, dann wird es von einem un­
abwendbaren Zufall auszugehen haben, der sie gehin­
dert hat, die Frist des § 245 StPO einzuhalten. Ihr 
wird Befreiung von den nachteiligen Folgen der Frist­
versäumung zu gewähren sein. Nach § 5 der Arbeits­
ordnung für die Kreis- und Bezirksgerichte vom 6. Juni 
1957 hat die Rechtsantragsstelle eilige Anträge, aber 
auch Klageangelegenheiten, in denen' Fristablauf 
droht, auch außerhalb der Sprechstunden aufzuneh­
men. Das Vorliegen eines unabwendbaren Zufalls i. S. 
des § 37 StPO wird nicht etwa dadurch ausgeschlossen, 
daß die Privatklägerin möglicherweise das Gericht auf 
den bloßen Hinweis verließ, daß keine Sprechstunde 
sei, ohne zunächst ausdrücklich auf den drohenden 
Fristablauf aufmerksam zu machen. Es darf nicht 
außer Betracht bleiben, daß es Aufgabe der Gerichte 
ist, den Bürgern bei der Durchsetzung ihrer Rechte 
behilflich zu sein. Deshalb wäre es Pflicht der Justiz­
angestellten gewesen, die Privatklägerin von sich aus 
zu befragen, ob es sich um eine Fristsache handele, 
die keinen Aufschub dulde. Die Außerachtlassung 
dieser Pflicht darf der Privatklägerin nicht zum Nach­
teil gereichen.

Selbst wenn die Privatklägerin unter dem Eindruck 
der Zurückweisung bei Gericht nicht am gleichen Tage 
weitere Schritte zur Einreichung der Privatklage unter­
nommen haben sollte, dürfte das die Unabwendbarkeit 
des Zufalls nicht beseitigen, sofern das auf der Rechts- 
unkundigkeit der Privatklägerin beruht.

§ 268 StPO.
Wird ein Schadensersatzantrag gern. § 268 StPO von 

einem Pfleger oder Nachlaß Verwalter gestellt, so muß 
das Gericht dessen Vertretungsbefugnis von Amts 
wegen prüfen. Der Schadensersatz ist nicht an den 
Pfleger, sondern an den von ihm Vertretenen zu Hän­
den des Pflegers zu leisten. Deshalb muß der Vertretene 
neben dem Pfleger im Urteil genau bezeichnet sein.

OG, Urt. vom 8. Oktober 1957 - 2 Zst III 77/57.
Da.s Kreißgericht Sch. hat den Angeklagten am 7. Juni 

1957 wegen Unterschlagung und Sachbeschädigung zu einer 
Gesamtstrafe von zwei Monaten Gefängnis sowie zur Lei­
stung von Schadensersatz in Höhe von 244,10 DM verurteilt.

Dem Urteil liegen im wesentlichen folgende Feststellun­
gen zugrunde: Der im Jahre 1918 geborene Angeklagte be­
wohnte mit seiner Familie in G. das sog. Dreierhäuschen.

Dieses Haus und einiges dem Angeklagten zur Benutzung 
überlassenes Mobilar gehört zu einem Nachlaß, der vom 
Steuerhelfer K. aus Sch. verwaltet wird. Weiteres Mobiliar 
wurde dem Angeklagten vom Rat des Kreises zur Benut­
zung übergeben. Dieses wird von K. in seiner Eigenschaft 
als Abwesenheitspfleger verwaltet.

Im Verlauf eines Streits mit seiner Ehefrau hat der An­
geklagte im März 1957 einen Ausziehtisch, Steingutgeschirr 
und Porzellan im Wert von 32 DM sowie eine Türfüllung 
und ein Servierfenster im Wert von 22 DM zertrümmert. 
Ferner hat er von den ihm zur Benutzung überlassenen 
Gegenständen ein 15 m langes Gummikabel und einen 
Wandspiegel für 5 DM verkauft. In einem Raum riß er 
Dielenbretter heraus, um sie zum Bau eines Schweinestalls 
zu benutzen. Einige starke Lagerhölzer riß er ebenfalls 
heraus und verbrannte sie. Als er die Wohnung in diesem 
Haus aufgab, nahm er sechs Glühbirnen mit, die ihm nicht 
gehörten.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Kassationsantrag ist darin zuzustimmen, daß 

das Kreisgericht den Angeklagten nicht in der bean­
tragten Höhe zum Schadensersatz hätte verurteilen 
dürfen. Wie sich aus der spezifizierten Aufstellung der 
Schadensersatzforderungein ergibt, sind in dem insge­
samt geforderten Betrag von 244,10 DM die Summen 
von 120 DM für ein demoliertes Küchenbüfett und von 
22 DM für ein zerbrochenes Fenster enthalten. In be­
zug auf diese Gegenstände hielt jedoch das Kreisgericht 
eine Beschädigung durch den Angeklagten nicht für 
erwiesen; deshalb hätte es den Schadensersatzantrag 
in dieser Höhe abweisen müssen.

Im übrigen hat das Kreisgericht übersehen, daß der 
Nachlaß- bzw. Abwesenheitspfleger K. selbst durch das 
strafbare Verhalten des Angeklagten nicht geschädigt 
war, der Antrag auf Schadensersatz gemäß § 268 StPO 
aber nur von dem durch das Verbrechen Verletzten ge­
stellt werden kann. Das Kreisgericht hätte daher durch 
Einsicht in die notariellen Bestellungsurkunden prüfen 
müssen, ob K. gesetzlicher Vertreter eines Abwesenden 
bzw. der Erben eines Verstorbenen ist. Dann hätte sich 
auch ergeben, ob -eine Nachlaßverwaltung (§ 1975 ff. 
BGB) oder eine Nachlaßpflegschaft (§ 1960 BGB) vor­
liegt; denn K. hat sich als Nachlaßverwalter und in der 
HauptverbandLung als Nachlaßpfleger bezeichnet. Wäre 
nachgewiesen, daß K. gesetzlicher Vertreter eines Ab­
wesenden bzw. gesetzlicher Vertreter von Erben eines 
Verstorbenen gewesen ist und hätten die von ihm Ver­
tretenen durch den Angeklagten einen Schaden erlitten, 
dann hätte er das Antragsrecht besessen.

Darüber hinaus wäre es notwendig gewesen, die Ver­
tretenen genau zu ermitteln und im Urteil neben dem 
Pfleger zu bezeichnen, da K. nicht eigene Ansprüche 
geltend macht, sondern die der von ihm Vertretenen. 
Ist die Nachlaßpflegschaft etwa angeordnet, weil die 
Erben unbekannt sind, dann ist der vom Nachlaß­
pfleger vertretene Erbe oder die Erbengemeinschaft 
nach dem Namen des Erblassers zu bezeichnen. Der 
Schadensersatz ist nicht an K., sondern an die Vertre­
tenen z. Hd. des Pflegers zu leisten. Deshalb hätte das 
Kreisgericht ferner aufklären müssen, welche vom An­
geklagten beschädigten Gegenstände zum Nachlaß und 
welche zur Abwesenheitspflegschaft gehörten, weil 
jeder Partei nur der ihr zustehende Betrag zuge­
sprochen werden kann.

§§ 1, 2 VESchG (in Berlin: VESchVO).
Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften sind soziali­

stische Genossenschaften. Angriffe auf ihr Eigentum 
stellen daher Verbrechen gegen gesellschaftliches 
Eigentum dar.

KG, Urt. vom 29. Oktober 1957 - Ust II 33/57.
Der Angeklagte hat den Kaufmannsberuf erlernt und 

war seit Oktober 1953 im VEB E. erst als Buchhalter, 
später als Fachverkäufer tätig.

Als Anfang Juli 1954 in diesem volkseigenen Betrieb 
eine Arbeiterwohnungsbaugenossenschaft gegründet wurde, 
trat der Angeklagte dieser bei und wurde in der Grün­
dungsversammlung zum 1. Vorsitzenden gewählt. Gleich­
zeitig mit dieser Funktion wurde ihm die Führung der 
Kassengeschäfte übertragen. Nach dem Statut der Genos­
senschaft, das mit dem Musterstatut für eine Arbeiterwoh-
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